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Europa

Die bizarren Kaczyński-Argumente verweisen auf ein echtes Demokratie-Problem

Es ist so eine Sache mit den Quadratwurzeln.
Wenn man sich – zu welchem Zweck auch
immer – auf die Suche nach der Quadrat-
wurzel einer Zahl macht, wird man auf zwei
L�sungen kommen: eine positive und eine ne-
gative. Bei manchen Zahlen erh�lt man zu-
s�tzlich sogar eine irrationale L�sung (zum
Beispiel ˇ2 = �1,4142135...). Der Beweis f�r
diese bisweilen zu Tage tretende Irrationali-
t�t ist �brigens auf einen Vertreter des ganz
alten Europa zur�ckzuf�hren: Euklid.

Auf dem Weg von jenem ganz alten Europa
zum alten Europa haben sich Gepflogen-
heiten herausgebildet, die den Umgang mit
dem vielschichtigen Quadratwurzelph�no-
men deutlich erleichtert haben. So gibt man
�blicherweise die positive Variante als Qua-
dratwurzel an. Und der Umgang mit irratio-
nalen Zahlen wurde sp�testens mit dem Ein-
satz moderner Computer auf die Frage redu-
ziert, wie vielen Nachkommastellen man auf
dem Bildschirm begegnen m�chte.

Die Europ�ische Union war bislang ein Para-
debeispiel f�r die politische Anwendung die-
ser Gepflogenheiten: Verhandlungsergebnisse
wurden stets als positive L�sung definiert, Ir-
rationalit�ten in die Untiefen der Br�sseler
B�rokratie verlagert. Auf dem j�ngsten EU-
Gipfel wurde jedoch mit einigen Sitten gebro-
chen. Das polnische Zwillings- und F�h-
rungsduo Kaczyński hat sich in dieser Hin-
sicht besonders hervorgetan. So war zwar nur
einer der beiden anwesend und f�hrte die
Verhandlungen (Pr�sident Lech Kaczyński),
ausschlaggebend war jedoch die telefonisch
eingeholte Meinung des daheim gebliebenen
anderen (Ministerpr�sident Jarosław Kac-
zyński). Diese Aufteilung ver�rgerte nicht
nur Luxemburgs Premier Jean-Claude Jun-
cker, der sagte: „Die Verhandlungen mit dem
polnischen Pr�sidenten Lech Kaczyński vor
Ort und dem Premierminister Jarosław Kac-
zyński in Warschau waren nahe an der Zu-
mutbarkeitsgrenze.“

Die Zwillinge hatten vor dem Gipfel schon
durch gewagte Rechenspiele von sich reden
gemacht. So sollten nicht tats�chliche, son-
dern um Kriegstote bereinigte Einwohner-
zahlen die Grundlage f�r die zuk�nftige
Stimmverteilung im Ministerrat bilden.
Manch ein Deutscher, der die Gnade der sp�-
ten Geburt erfahren und deswegen auch keine
Zwiebeln zu h�uten hat, mag sich gefragt ha-
ben, warum man dem polnischen Br�derpaar

nicht die Landesgrenzen und Einwohner-
zahlen von 1910 als Referenzgr�ße vorge-
schlagen hat: Damals gab es gar kein Polen.
Man darf getrost bezweifeln, ob ein solches
Argument der Verhandlungsatmosph�re gut
getan h�tte. Zumindest w�re ein identisches
Argumentationsniveau erreicht. Die Zukunft
Europas auf der Grundlage der schlimmsten
Zeit der europ�ischen Geschichte zu ge-
stalten, erscheint mehr als irrational.

Und doch lohnt es, sich f�r einen Augenblick
zu fragen, was das polnische F�hrungsduo zu
diesen Handlungen bewogen haben mag.
Warum hielt die polnische Regierung den
Streit �ber die Stimmengewichtung im Minis-
terrat f�r eine existenzielle Frage – „Qua-
dratwurzel oder der Tod“? Es scheint sich
hierbei um eine merkw�rdige Konstante in
der polnischen EU-Politik zu handeln, denn
2003 lautete die Losung „Nizza oder der
Tod“. Die martialische Ausdrucksweise hat
allem Anschein nach zun�chst eher innen- als
europapolitische Gr�nde. Denn bislang hat
Polen bei Abstimmungen im Ministerrat
noch nie mit Nein gestimmt. Auf dem Gipfel
sendete die Regierung nun das Signal, in
Br�ssel vornehmlich die Interessen der polni-
schen B�rger zu vertreten. Ein durchschaubar
populistischer Versuch, sich dem eigenen
Volk als wahre Patrioten zu pr�sentieren.

Manche Beobachter trauern nun den guten
alten Zeiten nach, in denen �berzeugte, echte
Europ�er im kleinen Kreis das Gemeinwohl
der Europ�ischen Union zu mehren suchten.
Doch nationale Interessenpolitik wurde in
Br�ssel zu allen Zeiten betrieben. Bis heute
verteidigt Frankreich die protektionistische
und in h�chstem Maße ungerechte „Gemein-
same Agrarpolitik“, die Briten halten am Ra-
batt f�r ihre Beitr�ge in den gemeinsamen
EU-Haushalt fest – 1984 vehement von der
Eisernen Lady Thatcher durchgesetzt und
seither als Zugest�ndnis an den Euroskepti-
zismus der Inselbewohner beibehalten –, Spa-
nien klammert sich an seine �berpro-
portionalen Regionalhilfen, die dem Land
Olivenhaine und wunderbare Straßen durch
entlegene Landstriche beschert haben.

Neu hingegen ist die polnische Art und
Weise, mit der nationale Interessen bef�rdert
werden sollen. Aber sind Geheimgespr�che in
Kaminzimmern, bei denen die M�nner-
freunde Kohl und Mitterand die Zukunft Eu-
ropas ausgekungelt haben, wirklich demo-
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kratischer als ein Streit �ber formale Stim-
menverh�ltnisse? Jenes Verhalten und die Po-
litik der politischen Elite und ihrer Nach-
folger in der Pr�-Kaczyński-Zeit haben einen
nicht unerheblichen Teil zu den gescheiterten
Referenden in Frankreich und den Nieder-
landen beigetragen.

Krude Argumente hin, Telefonate her, wie ist
es um die inhaltliche Substanz des Qua-
dratwurzelarguments bestellt? Die Anwen-
dung der Formel f�hrt dazu, dass sich die Un-
terschiede in der Einwohnerzahl deutlich ge-
ringer in der Stimmverteilung im Ministerrat
widerspiegeln als im Vertrag von Nizza. Die-
ses Ansinnen ist keinesfalls absurd. In vielen
f�deral organisierten L�ndern f�llt die Repr�-
sentation der Einwohnerzahlen in den zwei-
ten Kammern noch deutlich geringer aus. Im
amerikanischen und australischen Senat sind
alle Bundesstaaten gleich vertreten, in
Deutschland variiert die Stimmverteilung im
Bundesrat lediglich zwischen drei und sechs
Stimmen.

Ist der polnische Vorschlag also demo-
kratisch lupenrein, kann und will er den Weg
zu einem f�deralen Europa ebnen? Der Ver-
fassungsvertrag sah das Prinzip der „doppel-
ten Mehrheit“ als Abstimmungsmodus vor.
Hier h�tten alle Mitgliedsl�nder zun�chst nur
�ber eine Stimme verf�gt, die erforderliche
Mehrheit sollte bei 55 Prozent liegen. Gleich-
zeitig m�ssten diese 55 Prozent der Mit-
gliedsl�nder jedoch 65 Prozent der EU-Be-
v�lkerung repr�sentieren. Im Wesentlichen
dreht sich die Debatte also um die Frage, in-
wieweit die Bev�lkerungszahlen Einfluss auf
die Stimmzahl imMinisterrat haben soll.

Betrachtet man die politische Konstruktion
der Europ�ischen Union, erweist sich dieser
Streit indes als Scheindebatte. Denn sowohl
der Vertrag von Nizza als auch der Verfas-
sungsentwurf �ndern am gr�ßten Konstruk-
tionsproblem der Union nichts. H�tte die EU
ein echtes Zweikammersystem, m�sste sich
das Augenmerk sehr viel st�rker auf das Eu-
rop�ische Parlament und nicht auf den Mini-
sterrat richten. Bei den Wahlen zum Euro-
p�ischen Parlament findet n�mlich ebenfalls
ein L�nderschl�ssel Anwendung. Das f�hrt
dazu, dass ein deutscher Abgeordneter rund
829.000 W�hler vertritt, ein Abgeordneter
Maltas hingegen nur 75.000 W�hler. Der
Einfluss einer W�hlerstimme ist in Europa
also in h�chstem Maße ungleich, auf natio-
naler Ebene w�re eine solche Ungleich-
gewichtung zweifellos verfassungswidrig.

Wenn der Weg zu einem demokratischen und
transparenten Europa ernsthaft beschritten
werden soll, m�sste das Parlament die B�rger
der Europ�ischen Union vertreten und nicht
die Nationen. Es br�uchte europ�ische Wahl-
kreise und nicht nationale Wahlen zum Euro-
paparlament. Und gleichzeitig m�sste das
Parlament in seinen Kompetenzen deutlich
aufgewertet und an allen Entscheidungen be-
teiligt werden. Dann w�re der Streit, ob im
Ministerrat als „zweiter Kammer“ die L�n-
der nach dem Gleichheitsprinzip mit je einer
Stimme oder aber abgeschw�cht proportio-
nal nach dem Quadratwurzelprinzip vertre-
ten sind, auch eine ernstzunehmende Ausein-
andersetzung �ber eine positive L�sung f�r
die Europ�ische Union – und nicht das nega-
tive und irrationale Ergebnis eines EU-Gip-
fels.
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